
Buch der Woche

Bestellung: www.manz.at
bestellen@manz.at
(01) 531 61-100

Knyrim (Hrsg)

Der
DatKomm
Praxiskommentar zum Datenschutzrecht

DSGVO
& DSG

Branchen-News aus der Welt des Rechts
Events der Woche

Ende Oktober war die Rechtsan-
waltskanzlei Niederhuber & Part-

ner (NHP) zum ersten Mal als Aus-
steller auf der jussuccess, der größ-
ten Karrieremesse für Studierende
und Absolventen der Rechtswissen-
schaften, am Juridicum in Wien da-
bei. NHP freute sich,mit 60weiteren
renommierten Arbeitgebern, Insti-
tutionen und Weiterbildungsanbie-
tern mit vielen interessierten Stu-
denten ins Gespräch zu kommen.
Martin Niederhuber, Rechtsanwalt
und Gründer der Kanzlei: „Wir ha-
ben uns entschlossen, heuer bei der
jussuccess mitzumischen, weil uns
der direkte Kontakt zum juristischen
Nachwuchs sehr wichtig ist.“

Anfang Oktober sprach Günther
Tengel, geschäftsführender Ge-

sellschafter der führenden Personal-
beratung Amrop Jenewein, in Inns-
bruck bei einem Vortrag darüber,
wie sich die Arbeitswelt bis zum
Jahre 2025 geändert haben wird und
welche Auswirkungen das auf die
zukünftige Personalsuche, die Per-

sonalentwicklung sowie die Mit-
arbeiterbindung haben wird.

In seinem neu bei Manz erschienen
Buch widmet sich Andreas Herr-

mann, Experte für Immobilien- und
Baurecht bei Karasek Wietrzyk
Rechtsanwälte, der Risikoüberwäl-
zung beim Bauwerkvertrag. Neben
der aktuellen Judikatur und Geset-
zeslage gibt er Antworten auf Fragen

zur gesetzlichen Risikotragung, zu
Möglichkeiten und Grenzen der Risi-
koüberwälzung sowie zur zentralen
Frage, welche Risiken im täglichen
Baugeschäft eine Rolle spielen.

Deals der Woche

Die Rechtsanwaltskanzlei Fellner
Wratzfeld & Partner (fwp) hat

die Banken der in finanzielle Schief-

lage geratenen Waagner-Biro Grup-
pe bei der Restrukturierung und Sa-
nierung beraten. Das fwp-Team be-
steht aus Partner Markus Fellner
sowie Partner Florian Kranebitter,
und den Associates Carine Nsiona
und Armin Sommerauer. Markus
Fellner über die Zusammenarbeit:
„Ich freue mich, dass es innerhalb
der kurzen zur Verfügung stehenden
Zeit gelungen ist, für die Banken und

viele Mitarbeiter einen ersten Teil-
erfolg zu erzielen.“

Die Anwaltskanzlei DLA Piper hat
dieWalt Disney Company im Zu-

ge der 71 Milliarden Dollar schweren
Übernahme des Film- und Fernseh-
geschäfts des US-Medienkonzerns
Twenty-First Century Fox für Öster-
reich beraten.Managing Partner,Da-
vid Christian Bauer, verantwortlich
für die Beratung in Österreich: „Ge-
rade bei Unternehmenszusammen-
schlüssen kommt es auch außerhalb
der eigentlichen Übernahme zu
Rechtsfragen, die der prompten Klä-
rung durch international vernetzte
Experten bedürfen. In diesem Sinne
freut es mich, dass wir unsere Man-
dantin Disney auch im Rahmen die-
ses Deals unterstützen konnten.“
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Niederhuber & Partner waren erstmals
auf der jussuccess 2018 dabei. [ Beigestellt ]

Günther Tengel sprach über die Verän-
derungen in der Arbeitswelt. [ Beigestellt ]

Andreas Herrmannmit seinem neu-
estenWerk. [ Beigestellt ]
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Erweiterter Ärztevorbehalt kontraproduktiv?
Ärztegesetz. Die Koalition will den Kreis jener Tätigkeiten erweitern, die nur von ausgebildeten Medizinern erbracht werden
dürfen. Dadurch könnten aber spirituelle und energetische Anwendungen ungewollt wissenschaftlichen Anschein erhalten.

VON DANY BOYADJIYSKA UND
JAKOB HÜTTHALER-BRANDAUER

Wien. In einem Entwurf zur Novel-
lierung des Ärztegesetzes will die
Koalition den sogenannten ärztli-
chen Vorbehalt erweitern, also den
Kreis jener Leistungen, welche nur
von einem Arzt oder einer Ärztin
vorgenommen werden dürfen. Da-
runter versteht das Gesetz jede auf
medizinisch-wissenschaftlichen
Erkenntnissen begründete Tätig-
keit; es zählt beispielhaft die Unter-
suchung, Vorbeugung und Be-
handlung von Krankheiten oder
Störungen auf. Durch die Novelle
sollen nun auch Tätigkeiten den
Ärzten vorbehalten sein, die nicht
auf medizinisch-wissenschaftli-
chen Erkenntnissen beruhen.

Was Nichtärzte heute dürfen
Angehörige nichtärztlicher Ge-
sundheits- bzw. Heilberufe (z. B.

in der Physio- sowie Ergotherapie
oder der Logopädie) dürfen ärztli-
che Tätigkeiten grundsätzlich nur
aufgrund ärztlicher Anordnung
vornehmen. Beispielsweise erfol-
gen osteopathische Behandlungen
körperlicher Störungen nur auf
ärztliche Anordnung. Spezielle Be-
rufsgesetze weisen den Gesund-
heits- und Heilberufen allerdings
auch eigenverantwortliche Leis-
tungsbereiche zu, deren Vornah-
me keiner ärztlichen Anordnung
bedarf. So dürfen Ergotherapeuten
Beratungs- und Schulungstätigkei-
ten auf dem Gebiet des allgemei-
nen Gelenkschutzes eigenverant-
wortlich ohne Anordnung durch
einen Arzt vornehmen. Tätigkei-
ten, die nicht medizinisch-wissen-
schaftlicher Natur sind, können
ohne Weiteres vorgenommen wer-
den. Wer die Grenzen überschrei-
tet, muss mit (verwaltungs-)straf-
rechtlichen Konsequenzen rech-
nen.

Der Anlassfall

Eine Entscheidung des Verwal-
tungsgerichtshofs aus dem Früh-
jahr 2018 (das „Rechtspanorama“
hat am 4. Juni berichtet) motivierte
den Gesetzgeber zum Handeln.
Das Gericht befasste sich mit der
Beschwerde eines ausgebildeten
Reiki-Anwenders, welcher eine
über ihn verhängte Verwaltungs-
geldstrafe bekämpft hatte. Der
Vorwurf: Er hätte durch Anwen-
dung von Reiki-Methoden bei
einer Krebskranken gegen den
ärztlichen Vorbehalt verstoßen. In
seiner Entscheidung erinnerte der
VwGH an seine – bereits 2010 judi-
zierte – Rechtsansicht, wann eine
Tätigkeit Ärzten vorbehalten ist:
Wenn sie ein gewisses Maß an Ra-
tionalität aufweist und für ihre
Durchführung das Wissen eines
Medizinstudiums erforderlich ist.
Da die Intervention des „Wunder-
heilers“ jede Rationalität hatte ver-
missen lassen, hob der VwGH das
Straferkenntnis auf.

Geplante Erweiterung
Die Koalition erkannte anhand
dieser Entscheidung eine Unzu-
länglichkeit im aktuellen Ärztevor-
behalt. Sie stößt sich daran, dass
Anwendungen, welche kein Min-
destmaß an Rationalität aufweisen
und für die das Wissen eines Medi-
zinstudiums nicht erforderlich ist,
(verwaltungs-)strafrechtlich unbe-
denklich bleiben. Man wolle un-
professionelle heilkundliche Ange-
bote, die regelmäßig auch gesund-
heitsgefährdend sein können, ein-
dämmen. Komplementär- und al-
ternativmedizinische Heilverfah-
ren, welchen keine medizinisch-
wissenschaftliche Erkenntnis zu-
grunde liegt, sollen nunmehr aus-
drücklich zum ärztlichen Berufs-
bild gehören.

Schuss über das Ziel
Die mit dem Gesetzesvorhaben
angesprochene Gefahr wird aber –
bei richtiger Anwendung – vom

Ärztevorbehalt in seiner aktuellen
Fassung hinreichend eingedämmt.
Wird im Rahmen eines alternati-
ven Verfahrens eine Krankheit dia-
gnostiziert oder behandelt, erfor-
dert dies im Sinn der Rechtspre-
chung medizinisch-wissenschaftli-
che Erkenntnisse und ist somit
Ärzten vorbehalten. Im skizzierten
Anlassfall konnte nicht festgestellt
werden, ob der Anwender speziel-
len Druck im Sinn einer besonde-
ren manipulierenden Tätigkeit auf
den Körper ausübte, die Heilung
versprach oder von einer Chemo-
therapie abriet. Alles das wären
Leistungen gewesen, die unter
Ärztevorbehalt stehen.

Folgen für die Praxis
Wenn der Entwurf zum Gesetz
wird, dürfen komplementär- und
alternativmedizinische Heilverfah-
ren nur noch von Ärzten angewen-
det werden. Von der Neuregelung
unberührt bleiben nur alternativ-
medizinische Leistungen durch
Angehörige der Gesundheits- bzw.
Heilberufe, sofern sie zu deren Be-
rufsbild gehören und ein gesetzli-
cher eigenverantwortlicher Be-
reich oder eine ärztliche Anord-

nung vorliegt. So wird beispiels-
weise die Ausbildung in der Osteo-
pathie, welche alternative Ansätze
verfolgt, in Österreich Ärzten, Phy-
siotherapeuten und Hebammen
zugänglich gemacht und folglich
von diesen ausgeübt. Die bisheri-
gen Anwender von komplementär-
und alternativmedizinischen Me-
thoden, welche weder einen Arzt-
noch einen Gesundheitsberuf aus-
üben, dürfen diesen Tätigkeiten
nicht mehr nachgehen. Dabei han-
delt es sich insbesondere um Me-
thoden basierend auf einem Ener-
giekonzept oder um solche, welche
einen spirituellen Aspekt verfolgen
(wie Handauflegen, Geistheilen,
Channeling, Engelsmeditation).

Ob dadurch freilich dem ge-
sundheitspolitischen Handlungs-
bedarf, hilfesuchenden Konsu-
menten von zu hinterfragenden
„Heilmethoden“ zu bewahren,
Rechnung getragen wird, indem
solche Leistungen nur mehr Ärz-
ten vorbehalten sind, bleibt frag-
lich. Nach persönlicher Sicht wird
dadurch sogar das Gegenteil be-
wirkt: Energetische oder spirituelle
Methoden erhalten durch die ärzt-
liche Ausübung den Anschein me-
dizinisch-wissenschaftlicher Kon-
formität.

Frage der Selbstbestimmung
Letztendlich wirft die Novelle die
medizinisch-ethische Frage auf,
wie weit der Gesetzgeber in das
Selbstbestimmungsrecht des Men-
schen eingreifen soll und darf.
Schließlich haben Geistheiler und
Co., sofern sie ihre Tätigkeit auf die
beschrieben rechtskonforme Wei-
se ausgeübt haben, niemandem
geschadet, und wenn überhaupt,
nur in finanzieller Hinsicht. Sind
wir vor jeder Konsequenz einer
(unklugen) Entscheidung zu
schützen und hat nicht jeder ein
Recht auf seinen (kostspieligen)
Glauben?

Mag. Jakob Hütthaler-Brandauer ist Rechts-
anwalt in der Kanzlei Hütthaler-Brandauer,
Mag.a Dany Boyadjiyska ist Rechtsanwalts-
anwärterin ebendort.

Handauflegen war laut VwGH-Erkenntnis
ohne Arzt erlaubt. [ Feature: APA/DPA-Zentralbild ]


